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44 .
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Versendung

von Sprengstoffen und Munitionsgegenständen der Militär - und
Marineverwaltung auf Land - und Wasserwegen.

(Sprengstoff -Versendungsvorschrift .)
Oldenburg , 1894 März 13.

Nachdem der Vuudesrath die nachfolgende Vorschrift
über die Versendung von Sprengstoffen und Mnnitivns-
gcgenstünden der Militär - und Marineverwaltnng auf Land-
nnd Wasserwegen (Sprengstoff -Versendungsvorschrift ) be¬
schlossen hat , wird dieselbe mit Höchster Genehmigung ans
Grund des Art . 9 Z. 6 des Gesetzes vom 5 . December
1868 , betreffend die Organisation des Staatsministerinms ic .,
für das Herzogthnm Oldenburg erlassen und vom 1 . April
1894 an in Kraft gesetzt.
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Zugleich wird von diesem Tage au die Bekanntmachung
die Staatsministerinins vom 28. August 1888, betreffend
die Versendung von Sprengstoffen und Mnnitivnsgegen-
ftänden der Militär- und Marineverwaltung auf Land¬
wegen und auf Schiffen, aufgehoben.

8- 2.
In Anwendung der gedachten„Vorschrift" sind zu

verstehen unter dem Ausdruck:
Laudespolizcibehörde: das Stnatsministerinm, Departe¬

ment des Innern,
Polizeibehörde: die Aemter und die Stadtmagiftrate

der Städte I . Classe,
Ortspolizeibehörde: die Gemeindevorstände.

Oldenburg, 1894 März 13.
Staatsministerium.

Departement des Innern.
Jansen.

Mutzenbecher.

Vorschrift
über die Versendung von Sprengstoffen und Munitions-
gegenstanden der Militär- und Marineverwaltung auf Land-

und Wasserwegen.
(Sprengstoff-Versendungsvorschrift.)

I. Allgemeine Bestimmungen.
Bei Versendungen von Sprengstoffen und Mnnitions-

gegenständen der Militär- und Marineverwaltnng auf Land-
und Wasserwegen ohne militärische Begleitung  find
die in Folge des Bundesrathsbeschlusses vom 15. Juni 1893
seitens der einzelnen Bundesregierungen erlassenen Be¬
stimmungen , betreffend den Verkehr mit Spreng¬
stoffen,  mit der Einschränkung maßgebend, daß die vor-
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schriftsmüßige Einrichtung , Bezeichnung und Verpackung der

Behälter durch den seitens der abscndendcn Behörde aus-

gefcrtigtcn Frachtschcin als nachgewiesen anzuschen ist und

nicht der polizeilichen Prüfung unterliegt.

Für alle unter militärischer Begleitung  statt¬

findenden Versendungen von Sprengstoffen und Munitions-

gegcnständen der Militär - und Marineverwaltung auf Land-

nnd Wasserwegen gelten die vorerwähnten Bestimmungen

nach Maßgabe der nachstehend zu den einzelnen Paragra¬

phen aufgeführten Zusatzvorschriften.
Welchen Sendungen ein militärisches Begleitkommando

beizugeben ist , sowie die Zusammensetzung und Stärke des

letzteren , bestimmt die Militär - beziehungsweise Marine¬

behörde.
Zu ZK. 2 und 3.

a . Die Bestimmungen , betreffend den Verkehr mit

Sprengstoffen , und die nachstehenden Vorschriften kommen

nur in Anwendung bei denjenigen Sprengstoffen und Mu¬

nitionsgegenständen , welche in Ausführung des Z. 35 Ziffer 7

der Militär -Transport -Ordnung für Eisenbahnen im Frie¬

den (Friedens -Transport -Ordnung ) vom 11 . Februar 1888

(Reichs -Gesetzbl . S . 23 ) von den vereinigten Ausschüssen

des Bnndesraths für das Landheer und die Festungen und

für Eisenbahnen , Post und Telegraphen jeweilig als „zur

Gefahrklasse gehörig"  bezeichnet sind , sowie bei allen

von der Militär - und Marineverwaltung zu Versuchs¬

zwecken  bestimmten , noch nicht eingeführten Sprengstoffen

und Munitionsgegenstände » ; dieselben finden jedoch keine

Anwendung bei denjenigen der Vvrbezcichneten Sprengstoffe

und Munitionsgegenstände , welche in Taschen oder Tor¬

nister der Mannschaften  verpackt oder in Kriegs¬

fahrzeuge oder auf Kriegsschiffe  verladen sind . Diese,

sowie alle übrigen in der Militär - und Marineverwaltung

eingeführten Sprengstoffe und Munitionsgegcnstände unter¬

liegen bei der Versendung unter militärischer Beglei-



tung  weder dieser Vorschrift » och den Eingangs gedachten

Bestimmungen.
k>. Die ' Einholung der Genehmigung der Landcs-

polizeibchörde zur Versendung , Aufbewahrung und Veraus¬

gabung von im 8 . 2 nicht aufgeführten , zu Versuchszwecken

bestimmten Sprengstoffen re . ist nicht erforderlich.
Zu 8- 4.

a . Jeder Bezirks - w . Regierung beziehungsweise jeder

Höheren Civilverwaltungsbehörde , durch deren Bereich die

Sendung geht , ist von der abscndendcn Behörde die be¬

treffende Marschroute und die Größe der Sendung mitzu-

theilen . Die Regierung re. hat die betheiligten Unterbc-

hörden anzuweisen , die erforderlichen Anordnungen zum

schnellen und sicheren Fortkommen der Sendung zu treffen.

Außer dieser Benachrichtigung erhalten die Polizei¬

behörden der Dnrchzugsorte kurz zuvor auch noch eine

Mittheilnng durch den Führer des Begleitkommandos über

den Zeitpunkt des Eintreffens der Sendung am Orte.

Bei Versendungen , welche in einem Tage zur Ausfüh¬

rung kommen , sind seitens der absendenden Behörde nur die

beteiligten Ortspolizeibehördcn in Kenntniß zu setzen, worauf

diese die für die Sicherung und ungehinderte Durchführung

der Sendung erforderlichen Maßnahmen zu treffen haben.

Eine Benachrichtigung der Polizeibehörden erfolgt nicht,

wenn das Gewicht der Sendung weniger als 250 KZ be¬

trägt , und ferner nicht bei allen Versendungen innerhalb der

Garnisonen und der zu denselben gehörigen Anlagen . In

diesen Fällen hat die Militärbehörde allein die nöthigcn

Sicherhcitsmaßregeln zu treffen . Wenn unter besonderen

Umstünden auch hierbei die Hülfelcistnng der Polizeibehörde

erwünscht ist , so hat diese auf Ansuchen der Kommandantur

beziehungsweise des Garnisonültestcn die Unterstützung zu

gewähren.
d . Der Vorlage des Frachtscheins an die Ortspolizei¬

behörde des Absendeortes zur Vifirung bedarf cs nicht , auch
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darf von dieser Behörde die Bvrlage der bescheinigten

Lieferscheine nicht verlangt werden.

Zu 8- 5.
Die Vorschrift dieses Paragraphen findet auf Sendun¬

gen der Militär - und Marineverwaltnng nicht Anwendung.

Zu 8- 6.
a . Die in der Armee nnd Marine vorgeschriebencn

Packgefäße für Sprengstoffe und Munitionsgegenstände , ein¬

schließlich der Gcschoßkörper mit sicherndem Abschlüsse der

Sprengladung , sind nach ihrer Beschaffenheit , der Art ihrer

Verpackung und Jnhaltsbezeichnung und dem Gewichte als

den Bestimmungen entsprechend zu erachten.
si . Das lose Kornpulver braucht vor der Verpackung

in Tonnen oder Kisten nur dann in leinene Säcke geschüttet

zu werden , wenn die Beförderung länger als einen Tag dauert.

II. Besondere Bestimmungen für den Landverkehr.

Zu 8 - 8.

Wenn das Verladen oder Abladen ausnahmsweise an

einer anderen Stelle als vor der Fabrik oder dem Lager¬

raum oder innerhalb dieser Räume geschehen soll , so ist sei¬

tens der Kommandantur beziehungsweise des Garnisonültesten

die Genehmigung der Polizeibehörde hierzu cinzuholen und

von letzterer die zur Aufrechtcrhaltung der Ordnung an der

Ladestelle erforderliche Polizeimannschaft zu stellen.

Zu 8- 9.
a . Das für die Verladung von Tonnen vorgeschriebene

Zwischeulegen von Haar - oder Strohdccken kann durch ein

Umwickeln der einzelnen Tonnen mit Strohbändern ersetzt
werden.

d . Zwischen die Kasten und Körbe mit geladenen

Geschossen brauchen Haardecken oder andere Mittel nicht

gelegt zu werden , nur oberhalb ist die Ladung mit Haar¬

decken zu bedecken.
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Zu 8Z . 12 und 13.

u . Den Vv» den Begleitkommandos militärischer Sen¬

dungen von Sprengstoffen und Munitionsgegenständen behufs

Verhütung der Gefährdung der Sendungen ergehenden Auf¬

forderungen zu Handlungen oder Unterlassungen — ins¬

besondere zum Anhalten , zum langsamen Vorbeifahren oder

Vorbeireiten , zum Ausweichen , zum Unterlassen des Rauchens,

zum Auslöschen von Feuer — haben Wagenführer , Reiter

lind andere Personen ungesäumt Folge zu leiste » .

Zuwiderhandlungen werden , unbeschadet des nöthigcn-

falls von den Begleitkommandos zur Anwendung zu brin¬

genden unmittelbaren Zwanges , nach § . 367 Nr . 5 des

Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich (Reichs -Gesetzblatt

von 1876 S . 115 ) bestraft.

p . Entgegenkommende oder den Transport cinholendc

Fuhrwerke oder Reiter müssen den mit Sprengstoffen re.

beladenen Wagen ganz ausweichen.

a . Dem Führer des Begleitkommandos ist cs gestattet,

erforderlichenfalls neben den mit Sprengstoffen re . belade¬

nen Wagen in schneller Gangart zu reiten.

ä . Besteht die Sendung aus einer größeren Anzahl

von Wagen , so können Gruppen von zwei bis drei Wagen

gebildet werden , in welchen die einzelnen Wagen nur 10 na

Abstand halten ; die Gruppen müssen jedoch in mindestens

50 in Entfernung von einander bleiben.

Zu 8- 15.

Die Fuhrwerke müssen von Eisenbahnzügcn oder geheiz¬

ten Locomotiven mindestens 300 in entfernt bleiben.

Bei Wegestrecken , auf welchen wegen der gleichlaufen¬

den Richtung der Eisenbahn und des Weges oder wegen

des Verkehrs auf der Bahn der vorstehenden Vorschrift

nicht genügt werden kann , ist der Eisenbahnbehörde , der die

unmittelbare Betriebsleitung der betreffenden Strecke obliegt,

durch die absendende Behörde von dem beabsichtigten Trans-



195

Porte Mittheilung zu machen. Die Eisenbahubehördc hat
daun die zur Beseitigung der Gefahr geeigneten Anordnun¬
gen zu treffen.

Zu 8- 18-
Die Anzeige über eine Sendung, deren weitere Beförde¬

rung bedenklich scheint, ist seitens des Führers des Begleit¬
kommandos in Garnisonortcn der Kommandantur beziehungs¬
weise dem Garnisonältesten und nur an anderen Orten der
Polizeibehörde zu erstatten; diese Stellen haben dann das
zur gefahrlosen weiteren Behandlung der Sendung Nöthige
zu veranlassen.

Die Zuziehung eines von dein Absender zu entsenden¬
den Sachverständigen zu fordern oder die Vernichtung der
Sendung anzuordncn, ist die Polizeibehörde nicht befugt.

Bei der Versendung von Sprengstoffen und Munitions¬
gegenständen von nicht mehr als 35 llZ Bruttogewicht haben
von den Vorschriften dieses Abschnitts nur die Znsatzvor-
schriften zu 88- 8 und 9 Gültigkeit.

III. Besondere Bestimmungen für den Wasterverkehr.
Zu 8- 21.

Die Zusatzvorschriften zu 88- 8, 9, 12 und 13 (Punkt s,),
15, 18 und 19 finden auch für den Wasserverkehr Anwendung.

Zu 8- 23.
Die mit Sprengstoffen re. beladenen Kühne sind vor

allen anderen Kähnen durch die Schleusen zu schaffen.
Ein gleichzeitiges Durchschleusen anderer Kähne mit den

mit Sprengstoffen beladenen ist unstatthaft.
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45.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Ergänzung der

Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 12. März 1877,
betreffend die Prüfung der Candidaten des Baufachs.

Oldenburg , 1894 März 14.

Zn Ergänzung der Bekanntmachung des Staastmini-

sterinms vom 12 . März 1877 , betreffend die Prüfung der

Candidaten des Baufachs (Z. 2 , Z. 4 Nr . 1) , wird mit Höch¬

ster Genehmigung hiedurch bestimmt , daß zur Zulassung zu

de » fraglichen Prüflingen auch die Reifezeugnisse der hie¬

sigen Oberrcalschule sowie die Reifezeugnisse der preußischen

Oberrealschnlen berechtigen.

Oldenburg , 1894 März 14.

Staatsministerium.

Departement - es Innern . Departement der Finanzen.

Jansen . Heumann.

Meyer.
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